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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
Verkündet am 
28. Juni 1988 
 

 

 

Az: 2 RU 14/88 

 

 

..........................................................................., 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   ........................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
............................................................................., 
 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
 

Prozeßbevollmächtigter: ....................................................... 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung  

vom 28. Juni 1988 

 

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 

30. September 1987 aufgehoben. 

 

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial-

gericht zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Anerkennung einer zweimaligen 

Bandscheibenoperation als Folge eines Arbeitsunfalls und die Gewährung von 

Entschädigung. 

 

Zum Unfallhergang hat das Landessozialgericht (LSG) Rheinland-Pfalz festge-

stellt, daß der Kläger am 21. Dezember 1981 morgens, um mit seinem Auto zur 

Arbeit zu kommen, einen Weg auf seiner Hoffläche und die Garagenzufahrt von 

Schnee freiräumen mußte. Dabei verspürte er plötzlich einen Schmerz in der 

Lendenwirbelsäule mit der Folge einer nahezu vollständigen Bewegungsein-

schränkung der Wirbelsäule. Nach zunächst konservativen Behandlungen wur-

den im Mai und Dezember 1982 Bandscheibenoperationen durchgeführt. 

 

Mit Bescheid vom 5. Dezember 1984 lehnte die Beklagte Entschädigungsan-

sprüche ab, da dem Ereignis vom 21. Dezember 1981 nur der Wert einer Gele-

genheitsursache zukomme. Bereits vor diesem Ereignis habe eine Vorschädi-

gung der Wirbelsäule bestanden. Dafür spräche die Neigung zu ständig 

wiederholten Hexenschüssen (Lumbago) seit Januar 1979 und der Befund der 

Wirbelsäule anläßlich der Öffnung am 17. Mai 1982. Am 21. Dezember 1981 

sei es lediglich zu einem weiteren Lumbagoschub gekommen, nachdem zu-

nächst auch wieder Beschwerdefreiheit bestanden habe, bis es im Frühjahr 

1982 zu einer vollständigen Ausprägung eines Bandscheibenvorfalls gekom-

men sei. 

 

Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat durch Urteil vom 23. Mai 1986 die Klage 

abgewiesen, weil dem angeschuldigten Ereignis die typischen Unfallmerkmale 

fehlten und die Wirbelsäule des Klägers von einem Vorschaden geprägt gewe-

sen sei. Das LSG hat die Berufung (Urteil vom 30. September 1987) zurückge-

wiesen und ausgeführt: Der Kläger habe zwar nach Verlassen der Haustür un-

ter Versicherungsschutz gestanden; bei dem Ereignis vom 21. Dezember 1981 

handele es sich jedoch um eine Gelegenheitsursache, weil dieser Gesundheits-

schaden auch ohne das Schneeräumen bei jedem anderen nicht zu vermei-

denden Anlaß in absehbarer Zukunft eingetreten wäre. Den beiden Band-

scheibenoperationen seien in den Jahren 1979 und 1980 spontan aufgetretene 

Hexenschüsse (Lumbagoschübe) vorausgegangen. Bei der Öffnung des Wir-

belkanals am 17. Mai 1982 habe sich herausgestellt, daß das vorgefallene 
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Bandscheibenstück ein Sequester gewesen sei. Die erste Phase der Band-

scheibenvorfallentwicklung müßte daher lange vor dem Ereignis vom 

21. Dezember 1981 abgelaufen sein. 

 

Mit der vom Senat zugelassenen Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegeh-

ren weiter. Er führt zur Begründung aus: Entgegen der Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts (BSG) habe das LSG nur den typischen Geschehens-

ablauf untersucht, anstatt auf die konkrete - extreme - Belastungssituation beim 

Schneeräumen abzustellen. Wäre das LSG dieser Rechtsprechung gefolgt, 

hätte sich bei hinreichender Aufklärung des Sachverhalts ergeben, daß die 

Überlastung der Wirbelsäule am 21. Dezember 1981 zu dem spontanen Band-

scheibenprolaps und dem jetzt bestehenden Folgezustand geführt habe. 

 

Auf Hinweis des Senats, daß unabhängig von den Revisionsrügen zu prüfen 

sei, ob der Kläger am 21. Dezember 1981 beim Schneeschaufeln eine versi-

cherte Tätigkeit ausgeübt hat, trägt der Kläger ergänzend vor: Nach der Recht-

sprechung des Senats beginne der Versicherungsschutz grundsätzlich mit dem 

Durchschreiten der Außentür des Wohngebäudes. Dies gelte auch dann, wenn 

- wie hier - die Garage vom Wohnhaus getrennt auf dem Grundstück stehe. 

Hindernisse, die dem Zurücklegen des Weges entgegenstünden und zunächst 

beseitigt werden müßten, um den Weg anzutreten oder fortzusetzen, stünden 

hinsichtlich ihrer Beseitigung gleichfalls unter Versicherungsschutz. Dies werde 

besonders deutlich bei technischen Pannen (zB Motorpanne) und beim unvor-

hergesehenen Auftanken. Für Naturereignisse könne nichts anderes gelten. 

 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid der Beklagten vom 5. Dezember 1984 sowie das Urteil 

des Sozialgerichts Koblenz vom 23. Mai 1986 und das Urteil des Lan-

dessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 30. September 1987 aufzuhe-

ben und die Beklagte zu verurteilen, den Folgezustand nach zweimali-

ger Bandscheibenoperation als Folge des Arbeitsunfalls vom 

21. Dezember 1981 anzuerkennen und die gesetzlichen Entschädi-

gungsleistungen zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält die Urteile der Vorinstanzen für zutreffend. 
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II 

 

Die Revision hat insofern Erfolg, als das angefochtene Urteil aufzuheben und 

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzu-

verweisen ist. Für eine Entscheidung über den Entschädigungsanspruch des 

Klägers hat das LSG keine ausreichenden Tatsachen festgestellt, und zwar 

weder zu der zunächst zu prüfenden Frage, ob der Kläger am 21. Dezember 

1981 beim Schneeschaufeln überhaupt eine versicherte Tätigkeit verrichtet 

hatte, noch bejahendenfalls zu der vom LSG geprüften Frage, ob es sich bei 

diesem Ereignis nur um eine Gelegenheitsursache für den eingetretenen Ge-

sundheitsschaden gehandelt hat. 

 

Als Arbeitsunfall gilt auch ein Unfall auf einem mit einer der in den §§ 539, 540 

und 543 bis 545 der Reichsversicherungsordnung (RVO) genannten 

Tätigkeiten zusammenhängenden Weg nach und von dem Ort der Tätigkeit 

(§ 550 Abs 1 RVO). 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des erkennenden Senats beginnt der Ver-

sicherungsschutz nach dieser Vorschrift erst mit dem Verlassen des häuslichen 

Bereichs; dieser wird mit dem Durchschreiten der Außentür des von dem Versi-

cherten bewohnten Gebäudes verlassen (s ua BSGE 2, 239; 42, 293, 294; 

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 11. Aufl, S 485 o mwN). Dabei 

macht es keinen Unterschied, ob das vom Versicherten bewohnte Gebäude ein 

Mehrfamilienhaus mit abgeschlossenen Einzelwohnungen (BSGE 2, 239), ein 

Zweifamilienhaus mit separaten Wohnungseingängen auf eingezäuntem 

Grundstück (BSG Urteil vom 29. Januar 1965 - 2 RU 21/64 -) oder ein Ein-

familienhaus auf eingezäuntem Grundstück (BSG BG 1965, 314) ist. Versiche-

rungsschutz besteht damit auch auf dem Teil des Weges nach oder von dem 

Ort der Tätigkeit, den der Versicherte innerhalb des eingezäunten Grundstücks 

eines ihm gehörenden Einfamilienhauses zurücklegt (BSGE 42, 293, 294). 

Diese Grundsätze gelten auch für den Bereich einer Garage, die - wie hier - 

vom Wohngebäude räumlich getrennt ist (Brackmann, aaO S 485 o II). Die Ga-

rage ist nicht dem durch das Wohnen des Versicherten gekennzeichneten 

häuslichen Bereich zuzurechnen; die Grenze für den Versicherungsschutz bil-

det auch hier in der Regel die Außentür des vom Versicherten bewohnten Ge-

bäudes (BSGE 42, 293, 296 mwN). Von diesem Ansatzpunkt ist auch das an-

gefochtene Urteil zutreffend ausgegangen. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5  

 
- 6 - 

Nach der weiteren gefestigten Rechtsprechung des Senats gehören vorberei-

tende Tätigkeiten, die der Aufnahme der Betriebstätigkeit vorangehen, in der 

Regel nicht zur versicherten Tätigkeit, weil sie dem persönlichen Lebensbereich 

des Beschäftigten zuzurechnen sind. Dies gilt auch für den Versicherungs-

schutz nach § 550 RVO auf dem Wege nach oder von dem Ort der Tätigkeit. 

Hier handelt es sich in den meisten Fällen um Verrichtungen, die zwar der Auf-

nahme der Betriebstätigkeit vorangehen, der Betriebsarbeit aber zu fern stehen, 

als daß sie schon dem persönlichen Lebensbereich des Beschäftigten 

entzogen und der unter Versicherungsschutz stehenden betrieblichen Sphäre, 

die in § 550 RVO auf die Wege nach oder von dem Ort der Tätigkeit erstreckt 

ist, zuzurechnen wären (BSG SozR 2200 § 550 Nr 39; Brackmann aaO S 486g 

mwN). So stehen zB nicht unter Versicherungsschutz Verrichtungen zur Erhal-

tung der Fahrbereitschaft, so grundsätzlich das Tanken (BSG aaO), die Veran-

lassung einer Inspektion (BSG SozESlg IV § 550 RVO Nr 38), die Ummeldung 

eines Kraftfahrzeugs (BSG USK 84118). Entsprechend diesen Grundsätzen ist 

ebenso als nichtversicherte, vorbereitende Tätigkeit anzusehen, wenn der Be-

schäftigte vor dem Verlassen des Hauses auf dem Weg zur Arbeit die Gara-

geneinfahrt von Schnee freischaufelt. 

 

Wie die Revision jedoch zutreffend darlegt, besteht beim Beseitigen von Hin-

dernissen, die dem Zurücklegen des Weges entgegenstehen und die zunächst 

beseitigt werden müssen, um den Weg fortsetzen zu können, in der Regel 

gleichfalls Versicherungsschutz. Dementsprechend hat der Senat in seinem 

Urteil vom 14. Dezember 1978 (SozR 2200 § 550 Nr 39) Versicherungsschutz 

beim Aufsuchen einer Tankstelle auf der Fahrt nach oder von der Arbeitsstätte 

bejaht, wenn unvorhergesehen vor Antritt oder während der Fahrt der Reserve-

treibstoff in Anspruch genommen werden muß. Das gleiche gilt für das Instand-

setzen und anschließende Ausprobieren eines für die Zurücklegung des Weges 

nach und von der Arbeitsstätte benutzten Kraftfahrzeugs, das unterwegs unvor-

hergesehen betriebsunfähig geworden ist (BSGE 16, 245, 247). Nicht anders 

ist es bei Maßnahmen infolge von Naturereignissen, zB beim Steckenbleiben 

mit dem Kraftfahrzeug in einer Schneeverwehung auf dem Weg nach oder von 

dem Ort der Tätigkeit. 

 

Ausgehend von dieser Rechtsprechung hätte das LSG die näheren Umstände, 

die zu dem Ereignis am 21. Dezember 1981 geführt hatten, eingehend prüfen 

müssen. Es hätte sich nicht ohne nähere tatsächliche Feststellungen, die dem 

Revisionsgericht als ausreichende Grundlage eine rechtliche Prüfung ermögli-

chen, auf den Hinweis beschränken dürfen, daß der Kläger an diesem Tage 

morgens einen Weg auf seiner Hoffläche und die Garagenzufahrt von Schnee 
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habe freiräumen müssen, um mit seinem Auto zur Arbeit zu kommen. Bereits 

die Beklagte hatte im Verwaltungsverfahren eingehende Ermittlungen durch-

geführt, der Kläger hatte ausführlich den Hergang vom 21. Dezember 1981 ge-

schildert und eine Zeichnung mit einer Fotografie von den Schneeverhältnissen 

Ende Dezember 1981 eingereicht. Ergeben die Feststellungen des LSG, daß 

der Kläger beim Verlassen der Garage mit seinem Kraftfahrzeug im Schnee 

steckenblieb oder ohne vorangehendes Schneeschippen stecken geblieben 

wäre und daß er deshalb den Schnee mit dem Schneeschieber nur soweit be-

seitigte, wie es erforderlich war, um mit dem Fahrzeug das Grundstück verlas-

sen zu können, so liegt dabei das Bestehen eines Versicherungsschutzes 

nahe. Wenn nach dem Ergebnis der Ermittlungen der Versicherte hingegen 

über das für die Weiterfahrt mit dem Kraftfahrzeug notwendige Maß hinaus 

Schnee geschippt haben sollte, zB am Hauseingang oder an der zweiten 

Garageneinfahrt, so hatte er insoweit seine versicherte Tätigkeit unterbrochen 

(s dazu BSG SozR 2200 § 550 Nr 37) oder noch nicht aufgenommen, wenn er 

diese dem häuslichen Bereich zuzurechnende Tätigkeit vor Antritt des Weges 

nach dem Ort der Tätigkeit verrichtet haben sollte. In diesem Zusammenhang 

wird das LSG insbesondere die eigene Einlassung des Klägers, er habe 

Schnee auf der Hof- und Einfahrtfläche (Gesamtgröße 181 qm) geräumt und 

der Unfall habe sich kurz vor Beendigung der Räumung ereignet, zu 

berücksichtigen haben. Auch das amtliche Gutachten des Wetteramtes Trier 

vom 7. Oktober 1983, das Auskunft über die Wetterverhältnisse in der hier 

maßgebenden Zeit gibt, wird das LSG in seine Feststellungen einzubeziehen 

haben. Ebensowenig wie der Senat diese tatsächlichen Feststellungen selbst 

treffen darf, konnte der Senat auch die Wertung des des Ereignisses vom 

21. Dezember 1981 durch das LSG als Gelegenheitsursache nicht als rechtlich 

zutreffend ansehen, weil, wie die Revision zu Recht rügt, insoweit ebenfalls 

noch Ermittlungen über die einzelnen Umstände dieses Ereignisses erforderlich 

sind, falls die tatsächlichen Feststellungen des LSG dazu führen, beim 

Schneeräumen für eine Fahrt mit dem PKW eine versicherte Tätigkeit 

anzunehmen. Dann ist nicht nur zu prüfen, ob dem Schneeräumen überhaupt, 

sondern ob dem Teil des Schneeräumens, der für die Fahrt mit dem PKW 

notwendig war, als von alltäglichen Verrichtungen wesentlich abweichendes 

Ereignis auch im Verhältnis zu den Schneearbeiten insgesamt die Bedeutung 

einer wesentlichen Ursache beizumessen ist. Aus diesen Gründen kommt es 

zunächst darauf an, ob die Voraussetzungen des § 550 RVO gegeben sind.  

 

Der Rechtsstreit war demnach an das LSG zurückzuverweisen, das auch über 

die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden hat. 
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